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Geschäftsgeheimnis fallen, nicht dagegen das Geschäftsgebaren der Ge­
sellschaft im grossen und ganzen (49

). 

Wann ein durch Verweigerung der Auskunft zu schützendes Ge­
schäftsgeheimnis vorliegt, ist im Einzelfall und aufgrund der konkreten 
Verhältnisse zu entscheiden (50

). Dabei ist dem Charakter der in Frage 
stehenden Gesellschaft angemessen Rechnung zu tragen. 

Zusammenfassend kann die Praxis des Auskunftsrechts bzw. der 
Verweigerung der Auskunftserteilung mit den W orten des Bundesgerichts 
in BGE 82 II 222 wie folgt zusammengefasst werden: 

« En realite ... le secret des affaires, tel que l'entend l'art. 697 al. 3 CO, 
couvre tous les faits de Ia vie economique que l'interet legitime de la societe 
commande de ne pas divulguer (cf. RO 65 I 333). Pour que les renseigne­
ments doivent etre refuses, il ,suffit donc, meme si le requerant a en vue 
l'interet general des actionnaires, que celui-ci soit moins grand que l'interet 
de la societe a refuser les indications demandees. A cet egard, on ne saurait 
exiger de la societe la preuve stricte de son interet. Car elle ne pourrait 
frequemment l'apporter qu'en divulguant les fait,s qu'elle veut precisement 
tenir caches. Des lors, il doit suffire que la societe anonyme rende vraisem­
blable l'interet qui lui commande de refuser les renseignements demandes. » 

Dies entspricht weitgehend den Folgerungen, die in der Literatur ge­
zogen werden und die von WrnMER (51

) in Anlehnung an WYss, EIGEN· 
MANN, RUFFIEUX und ScHLUEP wie folgt zusammengefasst werden:. 

« 1. Die Verweigerung der Auskunftserteilung ist nur zulässig im 
Interesse der Gesellschaft, d.h. bei Vorliegen eines Gesellschaftsgeheimnisses 
oder im Falle eines offenbaren Rechtsmissbrauchs. 

2. Die Abgrenzung der Schranke der Auskunftserteilung wird insbe­
sondere beeinflusst durch die besondere wirtschaftliche und rechtliche Struktur 
der Aktiengesellschaft und den Zeitpunkt des Aufschlussbegehrens. 

3. Das Interesse an der Geheimhaltung muss im Hinblick auf die Belange 
der Gesellschaft offenbar konkret berechtigt sowie sachlich begründet sein. 

4. Der Grund der Verweigerung muss bekannt gegeben werden. 
5. Die Gesellschaft darf durch eine Auskunftserteilung nie geschädigt 

werden; in Zweifelsfällen ist deshalb für die Verweigerung zu entscheiden. 
6. Das Recht zur Verweigerung gibt der Verwaltung kein Recht zur 

Unwahrheit. » 

(
49

) Vgl. Wvss (zit. Anm. 10) 159. 
('°) Vgl. ScHLUEP, Auskunftsrecht (zit. Anm. 15) 132; Wvss (zit. Anm. 10) 

173; BüRGI (zit. Anm. 10) Art. 697 N 35; RuFFIEUX (zit. Anm. 17) 68. 
(

51
) Zit. Anm. 10, 45. 
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4. Verfahren der Auskunftserteilung und Durchsetzung des Auskunfts­
rechts 

a) Auskunftsberechtigt ist jeder einzelne Aktionär (52). 

b) Auskunftspflichtig sind alternativ die Verwaltung und die Kon­
trollstelle (53

), allenfalls auch die beiden Organe gemeinsam. 

c) Die Verwaltung fällt den Entscheid darüber, ob Auskunft erteilt 
werden soll oder nicht und in welchem Umfang allenfalls Bericht erstattet 
wird. Dies auch dann, wenn ein Begehren an die Kontrollstelle gerichtet 
wird (54

). Die Verwaltung kann allenfalls auch gegen den Willen der 
Mehrheit der Generalversammlung beschliessen, die Auskunft zu verwei­
gern (ss). 

d) Auskunftsbegehren können mündlich an der Generalversamm­
lung selbst oder schriftlich vor oder während der zehntägigen Frist für die 
Einladung zur Generalversammlung (56

) gestellt werden (57). Die schriftli­
che Einreichung kann dann verlangt werden, wenn die Beantwortung 
eines Begehrens einer umfangreichen Abklärung bedarf (58

). 

Die Gesellschaftsorgane sind berechtigt, aber nicht verpflichtet, 
schriftliche eingereichte Auskunftsbegehren vorgängig der Generalver­
sammlung zu beantworten (59

). Wird ein Auskunftsbegehren erst in der 
Generalversammlung gestellt, so hängt die Pflicht zur Beantwortung 
davon ab, ob die Beschaffung der erforderlichen Unterlagen möglich und 
zumutbar ist. Ist dies nicht der Fall, dann ist die Verwaltung berechtigt, 
die Auskunft auf später zu verschieben oder ganz abzulehnen(~'). Wo 

(") Vgl. WYSS (zit. Anm. 10) 54 ff; BÜRGI (zit. Anm. 10) Art. 697 N 7; 
PERRET {zit. Anm. 10) 25. 

('
3
) Vgl. WYss (zit. Anm. 10) 57, 69; GERMANN (zit. Anm. 21) 84; RuFFIEUX 

(zit. Anm. 17) 45; PERRET (zit. Anm. 10) 35 ff. 
(54

) Vgl. WYSS (zit. Anm. 10) 74. 
~) So die herrschende Lehre, a.M. SCHUCANY, Auskunftsrechts/ragen (zit. 

Anm. 31) 68 und RuFFIEUX (zit. Anm. 17) 48. 
(,.) Vgl. OR 700. 
(") SCHLUEP, Auskunftsrecht (zit. Anm. 15) 133; Perret (zit. Anm. 10) 127. 
(") Vgl. ScHLUEP, Auskunftsrecht (zit. Anm. 15) 134; RuFFIEUX (zit. Anm. 

17) 56; SCHUCANY, Kommentar (zit. Anm. 17) Art. 697 N 3; F. v. STEIGER (zit. 
Anm. 17) 267; BGE 54 II 25. 

(") WYss (zit. Anm. 10) 208. 
(

60
) Vgl. ScHUCANY, Kommentar (zit. Anm. 17) Art. 697 N 3. 
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hingegen das Auskunftsmaterial unschwei ">eschafft werden kann, muss 

unmittelbar Auskunft erteilt werden (61
). 

Nach der Generalversammlung können keine Auskunftsbegehren 

mehr gestellt werden (62
). 

e) Die Auskunftserteilung darf nicht willkürlich verweigert werden, 

sondern es ist die Verweigerung zu begründen (63
). Auch dürfen Tatsa­

chen, nach denen gefragt wird, nicht wahrheitswidrig in Abrede gestellt 

werden, sondern es ist allenfalls ausdrücklich festzuhalten, dass die 

Auskunft diesbezüglich verweigert wird, z.B. wegen einer allfälligen 

Verletzung von Gesellschaftsinteressen, von Pflichten gegenüber Dritten 

oder wegen Missbrauchs (64). 

f) Falls dem Aktionär die Auskunft zu Unrecht verweigert wird, 

kann er seine Rechte klageweise durchsetzen und die richterliche 

Anordnung beglaubigter Abschriften der Gesellschaftsbücher etc. ver­

langen (65
). Auch diese richterliche Durchsetzung der Informationsrechte 

unterliegt der Schranke des Gesellschaftsinteresses (66
), wobei an den 

Nachweis dieses Interesses durch die Gesellschaft freilich wie erwähnt 

keine strengen Anforderungen gestellt werden (67
). 

5. Zusammenfassung der Ergebnisse 

Zusammenfassend ergibt sich somit: 

Dem Aktionär steht ein Auskunftsrecht als Schutzrecht zu. Dieses 

erstreckt sich auf Informationen, die er für die Ausübung seiner Aktionärs­

rechte braucht. 

(
61

) WYss (zit. Anm. 10) 75 f; dabei ist zu beachten, dass Verwaltung und 

Kontrollstelle an der Generalversammlung ausreichend dokumentiert erscheinen 

sollten. 
(

62
) So auch die deutsche Praxis, vgl. LUTHER (zit. Anm. 28) 242 f; ferner 

Juristenzeitung (JZ) 15 (1960) 413 = Neue Juristische Wochenschrift (NJW) 13 

(1960) I 1150 ff. A.M. SCHUCANY, Kommentar (zit. Anm. 17) Art. 697 N 3. 

{
63

) Vgl. SCHUCANY, Auskunftsrechts/ragen (zit. Anm. 31) 68; ScHLUEP, 

Auskunftsrecht (zit. Anm. 15) 133; Wvss (zit. Anm. 10) 107; RuFFIEUX (zit. Anm. 

17) 56. 
( .. ) WYSs (zit. Anm. 10) 181 f; SAG 27 (1954/55) 187; RuFFIEUX (zit. Anm. 

17) 53. 
(

65
) Vgl. WYss (zit. Anm. 10) 217; RuFFIEUX (zit. Anm. 17) 45 f, 61; 

SCHLUEP, Wohlerworbene Rechte (zit. Anm. ,10) 180. 
(

66
) WYSs (zit. Anm. 10) 231; RuFFIEUX (zit. Anm. 17) 83 f; ScHLUEP, 

Wohlerworbene Rechte (zit. Anm. 10) 180; ZR 47 (1948) 206. 

(
67

) Vgl. BGE 82 II 222. 
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Negativ ergibt sich daraus, dass der Aktionär das Auskunftsrecht 
nicht zu zweckfremden Zielen missbrauchen darf. Vielmehr darf es nur 
im Zusammenhang mit der Gesellschaft und als Grundlage für die ver­
nünftige Ausübung seiner Rechte geltend gemacht werden. 

Eingeschränkt wird das Auskunftsrecht sodann dadurch, 
dass in der Regel nur Aufschlüsse allgemeiner Natur verlangt werden 
können, 
dass keine Auskunft zu erteilen ist, wenn das Geschäftsgeheimnis 
tangiert würde, d.h. wenn die Erteilung der Auskunft für die Gesellschaf,t 
nachteiliger wäre als die Verweigerung für den die Information for­
dernden Aktionär, 
dass dann keine Auskunft zu erteilen ist, wenn eine Geheimhaltungs­
pflicht gegenüber einem Dritten vel'letzt würde. 

V. DAS EJNSICHTSRECHT DES AKTIONÄRS INSBESONDERE 

1. Grundsätzliches 

a) Neben dem Auskunftsrecht steht dem Aktionär für die Ausübung 
seiner Kontrolle gemäss OR 697 II ein Einsichtsrecht zu. 

b) Das Einsichtsrecht ist wie das Auskunftsrecht ein jedem Aktionär 
zustehendes relativ wohlerworbenes Mitverwaltungsrecht (68

). Es kann 
daher dem Aktionär grundsätzlich nicht entzogen werden. Doch ist seine 
Ausübung weitgehenderen Einschränkungen unterworfen als diejenige 
des Auskunftsrechts: Zur Einsichtnahme in Geschäftsbücher und Korres­
pondenz bedarf es einer Ermächtigung durch die Generalversammlung 
oder die Verwaltung (69

). 

Die Erteilung oder Verweigerung dieser Ermächtigung steht im freien 
Ermessen der Generalversammlung oder Verwaltung. Im Gegensatz zum 
Auskunftsrecht ist hier eine Ablehnung ohne Grundangabe möglich ('10). 

2. Umfang und Schranken 

a) Nach dem Gesetz sind Gegenstand der Einsichtnahme die Ge­
schäftsbücher und Korrespondenzen der Gesellschaft. Diese Umschrei­
bung ist extensiv zu verstehen (71

): Es werden grundsätzlich alle Bücher 

(
61

) WYss (zit. Anm. 10) 210 f; BüRGI (zit. Anm. 10) Art. 697 N 31. 
(

69
) WYSs (zit. Anm. 10) 211. 

(7°) WYss (zit. Anm. 10) 212; BüRGI (zit. Anm. 10) Art. 697 N 17; ScHUCANY, 
Auskunftsrechtsfragen {zit. Anm. 31) 69; PERRET (zit. Anm. 10) 130. 

(71
) BüRGI (zit. Anm. 10) Art. 697 N 21; RUFFIEUX (zit. Anm. 17) 60. 
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und Korrespondenzen erfasst, die für eine Beurteilung der Lage der 

Gesellschaft relevant sind, also alle die Gesellschaft betreffenden schrift­

lichen Unterlagen mit Ausnahme des Aktienbuches (72). 

b) Die Schranke des Einsichtsrechts bildet wiederum das Interesse 

der Gesellschaft an der Wahrung von Geschäftsgeheimnissen (73
). Im 

einzelnen kann verwiesen werden auf das zum Auskunftsrecht Ausge­

führte. 

3. Duchsetzung 

Es gelten im wesentlichen die Ausführungen betreffend das Aus­

kunftsrecht, wobei jedoch eine klageweise Durr.hsetzung nicht möglich 

ist (74
). 

VI. EINZELFRAGEN 

1. Informationspfiichten im Konzern 

a) Festzuhalten ist zunächst, dass über Beteiligungsverhältnisse 

grundsätzlich Auskunft zu erteilen ist, da Informationen über die 

finanzielle Lage, den Geschäftsgang etc. bei Beteiligungen den Aktionär 

in der Ausübung seiner Rechte massgebend beeinflussen können (75
). 

Zugleich ist aber zu beachten, dass die Informationspflichten mit 

bezug auf Beteiligungen den allgemeinen - soeben skizzierten -

Schranken unterliegen. Im einzelnen sind diese Schranken speziell für 

Konzernverhältnisse im schweizerischen Recht noch wenig geklärt, wie 

überhaupt darauf hinzuweisen ist, dass in der Schweiz kein Konzernrecht 

besteht. 

(7') Vgl. mit ausführlichen Beispielen RUFFIEUX (zit. Anm. 17) 60; WYss 

(zit. Anm. 10) 214 f; ScHLUEP, Wohlerworbene Rechte (zit. Anm. 10) 180. Zur 

umstrittenen Frage, ob ein Einsichtsrecht mit Bezug auf die Eintragung anderer 

Aktionäre im Aktienbuch besteht, vgl. neuestens U. BENZ, Aktienbuch und Aktionärs: 
wechsel (Diss Zürich 1981) 39 ff. 

('') Vgl. SCHLUEP, Wohlerworbene Rechte (zit. Anm. 10) 179; WYss (zit. 

Anm. 10) 212 f; BüRGI (zit. Anm. 10) Art. 697 N 16; RuFFIEUX (zit. Anm. 17) 41; 

GERMANN (zit. Anm. 21) 89. 
('') Vgl. FORSTMOSER/MEIER-HAYOZ (zit. Anm. 9) § 35 N 55; durchsetzbar 

ist lediglich das Begehren, Auskunft in der Form von beglaubigten Abschriften aus 

Geschäftsbüchern und von Korrespondenz zu erhalten, vgl. OR 697 III. 
(") Damit besteht stets ein Recht auf Auskunft über Art und Umfang der 

Beziehung zu verbundenen Unternehmen, vgl. PERRET (zit. Anm. 10) 83. 
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M.E. ist zu differenzieren zwischen der vollständigen oder beherr­
schenden Beteiligung einerseits (dazu lit. b) und der Minderheitsbeteili­
gung anderseits (dazu lit. c) (76

). 

b) In einem in SAG 45 (1973) 49 auszugsweise wiedergegebenen 
Entscheid hat das Obergericht des Kantons Zürich eine Auskunftspflicht 
im Konzern mit Bezug auf Tochtergesellschaften bejaht. Es sei in solchen 
Verhältnissen 

« nicht auf die formelle Rechtslage, sondern auf die wirtschaftlichen 
Verhältnisse abzustellen und davon auszugehen, dass herrschende und 
abhängige Gesellschaften eine wirtschaftliche Einheit bilden .. . ». 

Damit unterlägen finanzielle und geschäftliche . Vorgänge der abhän­
gigen Gesellschaft 

« alsdann der gleichen aktienrechtlichen Aufschlusspflicht durch die 
Organe der herrschenden GeseHschaft, wie sie für die Verhältnisse und 
Vorgänge bei der herrschenden GeseUschaft besteht.» 

In der Literatur dürfte diese Auffassung geteilt werden, vgl. etwa 
BücHLER (71) und WYSS (78). 

Der Auffassung, die Auskunft über Tochtergesellschaften, die voll­
ständing, beherrscht sind oder an denen gar eine Beteiligung zu 100 % 
besteht, richte sich nach den gleichen Regeln wie die Auskunft über die 
in Frage stehende Gesellschaft selbst, ist zuzustimmen. Sie ergibt sich 
auch aus den vorstehenden allgemeinen Ausführungen zum Auskunftsrecht 
des Aktionärs: Dieses wird - wie erwähnt - eingeschränkt durch 
absolute und relative Geheimhaltungspflichten. Absolute Geheimhaltungs­
pflichten bestehen nun aber mit Bezug auf eine vollständig beherrschte 
Gesellschaft nicht, weshalb die gleichen Schranken zum Zuge kommen 
wie bei Auskünften über die Gesellschaft, von der Information verlangt 
wird, selbst. 

c) Bei Minderheitsbeteiligungen ist dagegen die ·absolute Geheim­
haltungspflicht zu beachten, die eine Gesellschaft Dritten gegenüber 
hat (79

). Informationen, die unter eine solche absolute Geheimhaltungs-

(
76

) Für eine Abstufung « je nach dem Grad der wirtschaftlichen Abhängig-
keit » PERRET (zit. Anm. 10) 83. 

(") Zit. Anm. 10, 37. 
(

13
) Zit. Anm. 10, 271. 

(") Vgl. SCHLUEP, Auskunftsrecht (zit. Anm. 15) 132; WYss (zit. Anm. 10) 
156. 
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pflicht fallen, dürfen ohne Einwilligung des berechtigten Dritten nicht 
preisgegeben werden (8()). 

Anderseits ist zu beachten, dass ein Aktionär auch ein legitimes 
Interesse an Auskunft über Minderheitsbeteiligungen haben kann. Auch 
daraus können sich durchaus Konsequenzen für die Ausübung seiner 
Aktionärsrechte ergeben. Dies zumindest dann, wenn die Beteiligung von 
einer gewissen Bedeutung ist. 

Daraus ergibt sich das folgende differenzierte Ergebnis: 
- Auskunft über eine Minderheitsbeteiligung kann zunächst nur ver­
langt werden zu Fragen, die für die Ausübung von Aktionärsrechten im 
Rahmen der eigenen Gesellschaft von Bedeutung sein können. 
- Die Gesellschaft hat zudem nur insoweit Auskunft zu erteilen, als sie 
nicht gegenüber der in Frage stehenden Untergesellschaft zur Verschwie­
genheit verpflichtet ist. Diese Schranke wird von Bedeutung mit Bezug auf 
Umstände, welche die Gesellschaft, von der Auskunft verlangt wird, nur 
aufgrund besonderer Rechtsverhältnisse erhalten hat, z.B. deshalb, weil 
sie in die Untergesellschaft einen Verwaltungsrat delegieren konnte. Um­
gekehrt ist Auskunft zu erteilen über Informationen, welche die Gesell­
schaft in ihrer Eigenschaft als Aktionärin erhielt oder erhalten konnte: 
Bekanntlich hat der Aktionär als solcher keine Treuepflicht und nach un­
bestrittener Lehre und Praxis insbesondere keine Pflicht zur Geheimhal­
tung der ihm im Rahmen seiner Aktionäreigenschaft zukommenden In­
formationen. 

Als Aktionärin erhält eine Gesellschaft im wesentlichen gemäss OR 
696 die Gewinn- und Verlustrechnung, die Bilanz, den Revisions- und 
den Geschäftsbericht. Diese Informationen sind m.E. in der Regel an die 
Aktionäre der Obergesellschaft auf deren Verlangen hin weiterzuleiten 
bzw. es ist darüber Auskunft zu erteilen. 

2. Strafrechtliche Schranken für die Erteilung von Information, insbe­
sondere im Verhältnis zum Ausland 

a) Erwähnt sei noch, dass das schweizerische Strafrecht zwei Tatbe­
stände kennt, die der Erteilung von Auskunft über geschäftsinterne Vor­
gänge Schranken setzen: 

Verletzung des Geschäftsgeheimnisses (81
), 

wirtschaftlicher Nachrichtendienst (82
). 

("') WYss (zit. Anm. 10) 156 f; vgl. auch RITTNER (zit. Anm. 47) 372. 
(

11
) Strafgesetzbuch (StGB) 162. 

(") StGB 273. 
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Art. 162 lautet wie folgt: 

« Verletzung des Fabr.ikations- oder Geschäftsgeheimnisses. 

Wer ein Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnis, das er infolge einer 
gesetzlichen oder vertraglichen Pflicht bewahren sollte, verrät, 

wer den Verrat sich zunutze macht, 
wird, auf Antrag, mit Gefängnis oder mit Busse bestraft. » 

Art. 273 lautet in den hier relevanten Teilen wie folgt: 

« Wirtschaftlicher Nachrichtendienst. 

wer ein Fabrikations- . oder Geschäftsgeheimnis einer fremden amtlichen 
Stelle oder einer ausländischen Organisation oder privaten Unternehmung 
oder ihren Agenten zugänglich macht, 

wird mit Gefängnis, in schweren Fällen mit Zuchthaus bestraft. Mit 
der Freiheitsstrafe kann Busse verbunden werden. » 

b) Das Bundesgericht umschreibt in BGE 80 IV 27 das Geschäftsge­
heimnis im strafrechtlichen Sinn wie folgt: 

« ... alle einen Geschäftsvorgang betreffenden und weder offenkundigen 
noch allgemein zugänglichen Tatsachen, an deren Geheimhaltung der den 
Vorgang Beherrschende ein berechtigtes Interesse hat und die er tatsächlich 
geheimhalten will. » 

Diese Formel ist zugrunde zulegen, wenn geprüft wird, ob die Infor­
mation eines Aktionärs ein absolutes Geschäftsgeheimnis im vorn S. 338 
umschriebenen Sinn verletzt. 

c) Besondere Begrenzungen im Hinblick auf ausländische Aktionäre 
können sich aus StGB 273 ergeben: 

aa) Aus der Entstehungsgeschichte und der systematischen Stellung 
dieser Norm ergibt sich zwar, dass damit in erster Linie der Staat ge­
schützt werden soll. In Literatur und Judikatur wird denn auch überein­
stimmend betont, dass mit dem Verbot des wirtschaftlichen Nachrichten­
dienstes primär ein Schutz der wirtschaftlichen Sicherheit der Schweiz 
bzw. ihrer Gebietshoheit bezweckt werde (83). 

(") Vgl. TH. HuG, Der wirtschaftliche Nachrichtendienst (Diss Bern 1961) 
49; E. LOHNER, Der verbotene Nachrichtendienst, Schweiz. Zeitschrift für Strafrechr 
1967, 135 ff; K. LAMM, Wirtschaftlicher Nachrichtendienst, Basler Juristische 
Mitteilungen 1957, 194; BGE 74 IV 104. 
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bb) Doch ist zu beachten und in unserem Zusammenhang wesent­
lich, dass diese Bestimmung nicht nur den Schutz des Staates bezweckt: 
So erklärt das Bundesgericht in BGE 65 I 333, der Ausdruck Geschäfts­
geheimnis umfasse 

« ... alle Tatsachen des wirtschaftlichen Lebens, an deren Geheimhaltung 
ein schutzwürdiges Interesse besteht. » 

Die Formulierung ist in BGE 98 IV 210 ausdrücklich übernommen 
worden. 

Daraus ergeben sich die folgenden weiteren geschützten Subjekte: 

Geschützt werden soll zunächst auch der Geschäfts- oder Geheim­
nisherr selbst, hier also die auskunftspflichtige AG. Soweit durch die 
Auskunftserteilung ihre Interessen verletzt werden könnten, greift StGB 
273 Platz. 

Geschützt werden sollen aber auch private Drittinteressen. Das Bun­
desgericht hat diesen Schutzzweck in BGE 74 IV 206 ff stark hervorge­
hoben und seither seine Auffassung nicht revidiert, sondern lediglich ein­
schränkend erklärt, dass 

« ••. une divulgation de secret qui ne toucherait la Suisse a aucun titre ne 
serait pa11 punissable en vertu de l'article 273 CP. » (84). 

Es ist somit davon auszugehen, dass verbotener wirtschaftlicher 
Nachrichtendienst auch bei einer Verletzung privater Drittinteressen vor­
liegt, solange der betreffende Dritte in die Auskunftserteilung nicht einge­
willigt hat. 

cc) Besonders wichtig ist, dass dieses Verbot des wirtschaftlichen 
Nachrichtendienstes auch Informationen betrifft, die an den Aktionär 
weitergeleitet werden sollen. Vorausgesetzt ist nur, dass sich der Adressat 
im Ausland befindet. Die Norm kann daher dazu führen, dass die 
schweizerische Tochtergesellschaft ihrer ausländischen Muttergesellschaft 
Auskünfte selbst dann verweigern muss, wenn die schweizerische Toch­
tergesellschaft zu 100 % beherrscht ist. Dabei ist zu betonen, dass der 
Begriff des Geschäftsgeheimnisses im Sinne von StGB 273 weit gefasst 
wird (85). 

(") Unveröffentlichter BGE von 1955, zit. bei Huo (zit. Anm. 83) 27. 
(

15
) BGE 65 I 333, bestätigt u.a. in BGE 74 IV 103; vgl. ferner LoHNER (zit. 

Anm. 83) 138. 
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Als Beispiele werden in der Literatur etwa angeführt {86
): Kundenli­

sten, Listen von Bezugsquellen, Bilanzen, Lohn- und Preislisten, Tatsa­
chen aus dem Bereich der Betriebsorganisation etc. (87

). 

Selbst die finanziellen Verhältnisse von Privatpersonen können als 
Geschäftsgeheimnisse in Frage kommen (88

), (
89

). 

Diese starke Einschränkung des Informationsrechts durch das Straf­
gesetzbuch schafft im internationalen Verkehr häufig Probleme, und die 
alles andere als angenehme Situation schweizerischer Verwaltungsräte 
wird von ausländischen Investoren wie staatlichen Stellen oft nicht ver­
standen. 

VII. FOLGERUNGEN 

Als Ergebnis der vorstehenden Ausführungen kann - in rechtsver­
gleichender Hinsicht - festgehalten werden, dass die Informationsrechte 
des Aktionärs im schweizerischen Recht schwach geschützt sind. Insbe­
sondere das amerikanische, aber auch das deutsche Recht gehen erheblich 
weiter. 

Diese Zurückhaltung ist im Zusammenhang mit der Grundtendenz 
zu sehen, im Spannungsfeld zwischen dem Interesse an Geheimhaltung 
einerseits und an Information andererseits im Zweifel zugunsten der 
Geheimhaltung zu entscheiden. Sie hängt aber auch zusammen mit einem 
allgemein schwachen Ausbau der Rechte des Aktionärs und insbesondere 
von Aktionärsminderheiten. 

In beidem steht die Schweiz mehr und mehr im Gegensatz zu auslän­
dischen Rechten. Doch ist ein grundsätzlicher Wandel in der schweizeri­
schen Position für die nächste Zeit nicht zu erwarten. 

38 f. 
(") Vgl. D. RIGGENBACH, Wirschaftlicher Nachrichtendienst (Diss Basel 1965) 

(
17

) Aehnlich Huo (zit. Anm. 83) 53. 
(

18
) Vgl. Huo (zit. Anm. 83) 53. 

( 19
) Aus der Gerichtspraxis vgl. etwa BGE 65 I 47 ff (in der Auskunft über 

Lohnverhältnisse deutscher Grenzgänger kann wirtschaftlicher Nachrichtendienst 
liegen), 65 I 330 ff (Denunziation von Devisenvergehen kann als verbotener wirt­
schaftlicher Nachrichtendienst qualifiziert werden), BGE 74 IV 102 ff (wirtschaft­
licher Nachrichtendienst kann darin bestehen, dass ausländischen Stellen Schmuggel­
geschäfte angezeigt werden). 
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